
Nachschlagewerk! 3a 
Amtliche Sanmlungs ja

ZPO § 212 a

piir die 'Wirksamkeit der Zustellung eines Urteils ist 
es ohne Badeutungj daß der eine Partei vertretende 
Rechtsanwalt eine Ausfertigung erhält, auf der am Ran­
de der Name des Vertreters der Gegenpartei vermerkt 
ist*

BGH,, Urt» v« 25« September 1959 - IV ZR 84/59 - OBG Oldenburg
LG Oldenburg
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am 2?. September 1959 
Schorm. Jastizangestellter 
als Urkundsbeamter 
der G-eschäfts stelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des zimmerm
h

•riedrich Oarl A strnße in

Klägers and RevisionsklägersP 
Prozeßbevollmächtigter? Rechtsanwalt £r,

gegen
in Olden minderjährigen Gerd A

straßegesetzlich vertreten..d.t^ch seinen Pfleger« Rechtsanwalt 
Edgar sflMHMfein

. . Beklagten und Revisionsbeklagten
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Pr, flHHHMpd-n

hat der IV, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 23. September 1959 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Ascher und der Bundesrichter 
Baske5 Pr. ▼. Werner, Wüstenberg und iSaäß
für Recht erkannt?

Tie Revision gegen das Urteil des 2. Zivil­
senats des Oherlandesgerichts in Oldenburg 
(Oldbg.) v: m 25. Februar 1959 wird auf Kosten 
des Klägers zurückgewie s sn,

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Kit der hier anhängigen Klage ficht der Kläger 
die Shelichkeit zweier Kinder an, die seine Ehefrau 
während der Ehe in den Jahren 1939 und 194c geboren 
hat- Durch Teilurteil des Landgerichts vom. 18» März „ 
1958 ist seine Klage gegen das im Jahre l94o geborene 
Kind Gerd, den Revisionsbeklagten., abgewiesen worden* 
Die Geschäftsstelle des Landgerichts hat am 24» März 
1958 die Zustellung je einer Ausfertigung des Urteils 
an die Parteivertreter angeordnet» Es ist daraufhin 
je eine Ausfertigung mit dem Entwurf eines Empfangs­
bekenntnisses durch den Gerichtswachtmeister den 
Parteivertretern zugeleitet worden. Auf den Ausfer­
tigungen war am Rande der Name des Prozeßbevollmäch­
tigten des Klägers bzw. des Beklagten vermerkt* Dem 
Prozeßbevollmächtigten des Klägers ist eine dieser 
Urteilsausfertigungen am 26» März 1958 zugegangen*
Auf dieser war am Rande der Name des Prozeßbevoll­
mächtigten des Beklagten vermerkt» Das Büro des .Pro- 
zeßbevollmächtigten des Klägers hat die Empfangsbe­
scheinigung mit dem Eingangsdatum vom 26» März i958 
versehen und diese zur Unterschrift vorgelegt* Der 
Proseßbevo1Imächtigte hat die Empfangsbescheinigung 
unterzeichnet und dann an das Landgericht zurückgehen 
lassen* Mit Rücksicht darauf, daß auf dem Rande der 
Urteilsausfertigung der Name des Prozeßbevollmächtigten 
des Beklagten vermerkt war. ist die Ausfertigung sodann 
durch das Büro asm Prozeßbevollmächtigten des Beklag­
ten sugeleitet worden, wogegen die Ausfertigung des 
Urteilse auf dem der Name des Anwalts des Klägers ver­
markt war, diesem übersandt worden ist« Diese Ausfer­
tigung ist bei ihm am 28» März 1958 eingegangen*
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Am 28o April 1958 hat der Kläger gegen das Teil­
urteil Berufung eingelegt- Das Oberlandesgericht hat 
diese als unzulässig verworfen, weil es als Zeitpunkt 
der Zustellung des landgerichtlichen Urteils das im 
Empfangsbekenntnis angegebene Datum vom 26. März 1958 
als maßgebend und nicht für erwiesen angesehen hat, 
daß die Datierung auf einem Büroversehen beruhe und 
der Empfang tatsächlich erst am 28, März 1958 quittiert 
worden sei.

Mit der Revision bittet der Kläger um Aufhebung 
des Berufungsurteils* Der Beklagte bittet, die Revision 
zurückzuweisen.

Ent s che id ungsgrUnd e j,

Für die Entscheidung des Rechtsstreits kommt es 
darauf an, ob und wann die gemäß §§ 640, 625 ZK) von 
Amts wegen vorzunehmende Zustellung des landgerichtli­
chen Urteils rechtswirksam erfolgt ist.

Zu einer Zustellung an einen Rechtsanwalt«, die hier 
entsprechend der Vorschrift des § 212 a ZPO erfolgen soll­
te, ist erforderlich,

1. ein Wille der Geschäftsstelle, ein Schriftstück 
dem Adressaten zum Verbleib zuzustellen (vgl, Ro­
senberg, lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts 
7. Aufl. § 71 II lacC und IM Nr. 1 zu § 198 ZPO);

2, die Übermittlung des Schriftstücks an den Adres­
saten in der Weise- daß dieser einen Gewahrsam 
an dem Schriftstück erlangt«
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3» der Wille des empfangenden Anwalts, das er­
kanntermaßen in seinen Gewahrsam gelangte 
Schriftstück als zugestellt anzusehen (vgl,
LM Nr. 37 zu § 235 ZPO sowie BGHZ 14, 342, 345) j

4, die Ausstellung eines mit Datum und Unterschrift 
versehenen schriftlichen Empfangsbekenntnisses 
des Anwalts? an den die Zustellung erfolgen 
sollte (vgl, Stein/Jonas/schönke Anm, II 2 zu 
§ 198 ZPO und Anm, I 1 zu § 212 a ZPO sowie die 
zur Veröffentlichung vorgesehene Entscheidung 
vom 7, Juli 1959 - VIII ZR 11l/58 - ),

Den Erfordernissen zu 2 bis 4 ist zweifellos genügt.
Der Anwalt des Klägers hat an der ihm am 26, März 1958 
zugegangenen Urteilsausfertigung Gewahrsam erlangt, in 
Kenntnis dieses Gewahrsams seinen Willen erklärt«, die Ausfer­
tigung als zugestellt anzunehmen, und das in § 212 a ZPO 
vorgesehene Empfangsbekenntnis ausgestellt, Zweifel könn­
ten nur daran bestehen, ob auch das zu 1 genannte Er­
fordernis erfüllt ist, weil der Vermerk, dbr zusätzlich 
auf dem Rande der ihm zugeleiteten Ausfertigung ange­
bracht war, den Namen des Anwalts des Beklagten trug.

Grundsätzlich würde eine Zustellung nicht wirksam 
sein, bei der dem Empfänger ein Schriftstück zugeht, 
das ihm nach dem ‘.Villen der Geschäftsstelle nicht zu­
gehen soll. Ein solcher Pall ist hier aber nicht gege­
ben, Die Zustellung eines Urteils erfolgt nach § 317 
ZPO u,a, durch Übergabe einer Ausfertigung des Urteils,
Eine Ausfertigung besteht in einer wortgetreuen Ab­
schrift des Urteils, versehen mit einem Ausfertigungs­
vermerk des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle, Der­
artige Ausfertigungen des landgerichtlichen Urteils



- 5 -

sind in dem hier vorliegenden Pall hergestellt worden»
Sie sind entsprechend dem Willen der Geschäftsstelle., 
die hierfür nach § 2o9 ZPO zuständig war, zur Zustellung 
gemäß § 212 a ZPO gegeben worden. Hierbei lag es nur im 
Willen der Geschäftsstelle, daß jedem Parteivertreter 
je eine Ausfertigung zugeleitet werde. Die auf den Rand 
der Ausfei'tigung gesetzten zusätzlichen Vermerke über 
die Hamen der Empfänger, die nicht zur Urteilsausferti- 
gung gehören, sollten es nur dem Gerichtswachtraeister, 
der als Bote mit der Übermittlung der Ausfertigungen an 
die Parteivertreter beauftragt war, ermöglichen, ohne 
weitere Prüfung zu erkennen, wer die Ausfertigungen zu 
erhalten hatte. Wenn daher der Justizwachtmeister ent­
gegen diesen Vermerken, sachlich aber zutreffend, je ei­
ne Ausfertigung dem Prozeßbevollmächtigten der beiden 
Parteien zuleitete, so entsprach er damit dem Willen der 
Geschäftsstelle. Die Nichtbeachtung des Vermerks ist 
für die Wirksamkeit der Zustellung ohne Bedeutung 
(vgl. auch LM Nr. 6 zu § 198 Zpo).

\
In dem Augenblick, in dem der Prozeßbavollmächtigte 

des Klägers von der Erlangung des Gewahrsams an der Aus­
fertigung Kenntnis erlangt und die Empfangsbescheinigung 
ausgestellt hatte, war somit eine wirksame Zustellung er­
folgt, Der nachträgliche Austausch der beiden Ausferti­
gungen durch die Büros der Prozeßbevollmächtigten konnte 
daran nichts mehr ändern.
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Da hiernach das Urteil des Landgerichts rechts­
wirksam dem Kläger am 26» März 1958 zugestellt worden 
ist, ist die erst am 28« April 1958 eingelegte Beru­
fung verspätet« Das Berufungsgericht hat sie somit zu 
Recht nach § 519 h ZPO als unzulässig verworfen»

Die Revision war daher mit der Köstenfolge aus 
§ 9 7  ZPO zurückzuweisen»

Ascher Raske v, Werner wüstenberg MaaJ3


